
                                                             ANLAGE 1 
 

 

 Proj. Nr. HE20029 

Kennung:  252a 

 

GEMEINDE : HEUCHLINGEN 

GEMARKUNG : HEUCHLINGEN 

FLUR : (0) HEUCHLINGEN 

KREIS : OSTALBKREIS 

 

 

 

 

 

 

 

 

B E G R Ü N D U N G 

ZUM BEBAUUNGSPLAN 

 

„HÄFNER 1. ERWEITERUNG“ 

 

 

VERFAHREN NACH § 13 A BAUGB 

 

 

 

 

 

 

 

 

ANERKANNT: GEMEINDE HEUCHLINGEN, DEN 

 

 

AUFGESTELLT: MUTLANGEN, DEN 17.05.2021 

 

 

 

 



Begründung zum Bebauungsplan „HÄFNER, 1. ERWEITERUNG“        Proj. Nr. HE20029 

 

2 

INHALTSVERZEICHNIS 

1.0 PLANGEBIET ..................................................................................................................... 3 
1.1 ALLGEMEINES .......................................................................................................................... 3 
1.2 STANDORT ................................................................................................................................ 3 

2.0 ERFORDERNIS DER PLANUNG ....................................................................................... 4 

3.0 RECHTSVERHÄLTNISSE .................................................................................................. 5 
3.1 ZIELE DER RAUMORDNUNG ................................................................................................... 5 
3.2 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN (FNP)........................................................................................... 6 
3.3 BEBAUUNGSPLÄNE ................................................................................................................. 6 
3.4 SONSTIGE FACHPLANUNGEN................................................................................................ 7 

4.0 BESTAND INNERHALB UND AUSSERHALB DES GELTUNGSBEREICHES ................. 7 

5.0 ERLÄUTERUNGEN ZUR PLANUNG ................................................................................. 8 
5.1 VORBEMERKUNGEN ZUM VERFAHREN NACH § 13A BAUGB ............................................ 8 
5.2 ERSCHLIESSUNG / INFRASTRUKTUR ................................................................................... 9 
5.3 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ........................................................................ 9 
5.4 GRÜNORDNUNG .................................................................................................................... 12 
5.5 SATZUNG ÜBER ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ............................................................. 12 

6.0 BERÜCKSICHTIGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE .................. 14 
6.1 BELANGE DER UMWELT ....................................................................................................... 14 
6.2 SONSTIGE BELANGE ............................................................................................................. 17 
6.3 MAßNAHMEN .......................................................................................................................... 17 

7.0 VER- UND ENTSORGUNG, KOSTEN, FOLGEVERFAHREN ......................................... 17 

8.0 ZUSAMMENFASSUNG .................................................................................................... 18 



Begründung zum Bebauungsplan „HÄFNER, 1. ERWEITERUNG“        Proj. Nr. HE20029 

 

3 

 

1.0 PLANGEBIET 

1.1 ALLGEMEINES 

 Die Gemeinde Heuchlingen liegt etwa mittig zwischen den beiden Mittelzentren Aalen und  
Schwäbisch Gmünd und nördlich der Hauptverkehrsachsen des Remstales. Der Hauptort 
Heuchlingen befindet sich unmittelbar im Leintal und hat sich historisch aus einem Siedlungsbau 
der hallstatter Zeit entwickelt. Aufgrund der verkehrsgünstigen Lage ist der Ort in den letzten 
Jahrzehnten sukzessive zu seiner heutigen Größe gewachsen.  

Zu Heuchlingen gehören weiterhin die Teilorte Holzleuten, Brackwang, Mäderhöfe, Kiart und 
Riedhof. Der Schwerpunkt der Siedlungsentwicklung liegt aber überwiegend im Bereich des 
Hauptortes. Insgesamt zählt die Gemeinde Heuchlingen heute ca. 1.870 Einwohner. 

 Heuchlingen sowie die Umgebung ist über die verschiedenen Landes- und Kreisstraßen an das 
überörtliche Verkehrsnetz angebunden. Die L 1057 verbindet die Gemeinde mit Abtsgmünd und 
Leinzell sowie in Verlängerung mit Schwäbisch Gmünd. Die Landesstraße mündet in Abtsgmünd 
zudem in die Bundesstraße B 19. Weiterhin besteht im Gemeindegebiet die L 1158, welche den 
Anschluss an Mögglingen und damit die Bundesstraße B 29 im Remstal sowie nach Schechingen 
herstellt. Die Kreisstraße K 3239 an der auch der Teilort Holzleuten liegt stellt die Anbindung an 
den Aalener Teilort Reichenbach her. 

1.2 STANDORT 

1.2.1 LAGE DES PLANGEBIETS 

 Das Plangebiet befindet sich unweit nördlich der Ortsmitte von Heuchlingen, im Übergang zwi-
schen der Kirchbühlstraße und dem Küblersbach. Bedingt durch die historische Entwicklung sind 
die Tallagen des Leintals bereits bebaut und die Flächen des Geltungsbereichs erstrecken sich 
zwischen der Bebauung entlang der Hauptstraße, der Kirchbühlstraße, dem Riedweg und der 
Straße „Sandgrube“ auf der Nordseite des Leinteils auf einer Höhe zwischen etwa 394 und 428 
m ü.NN. Das Rathaus von Heuchlingen befindet sich Luftlinie etwa 250 m südöstlich des Plan-
gebietes. Das Plangebiet setzt sich überwiegend aus bereits bebauten Flächen bzw. intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Flächen und dem Gehölzstreifen entlang des Küblersbachs zusam-
men. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Bild 1: Übersichtsplan Geltungsbereich (unmaßstäblich) 
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1.2.2 TOPOGRAPHIE 

 Die Gemeinde Heuchlingen und damit das Plangebiet gehören zum Leintal, welches überwie-
gend eng eingeschnitten von der Lein selbst und den überwiegend bewaldeten Hängen geprägt 
ist. Östlich des Plangebiets verläuft der Küblersbach, der hier einen Zufluss zur Lein darstellt und 
von der nördlichen Talflanke des Leintals kommend im Bereich der Hauptstraße verdolt weiter 
verläuft. Auch im Plangebiet bilden sich die steileren Hänge des Leintals ab, die hier mit einem 
Gefälle von teilweise 15 % nach Südosten abfallen. Im Bereich bestehender Bebauung ist das 
Gelände aber flacher ausgeprägt und dann teilweise eingeebnet. Der Hochpunkt liegt an der 
Straße „Sandgrube“, wobei Teile des Plangebiets auch von der Kirchbühlstraße aus abfallen und 
der Tiefpunkt ist an der Hauptstraße. Insgesamt wird innerhalb des Geltungsbereichs ein Hö-
henunterschied von ca. 35 m auf einer Länge von ca. 230 m überwunden. 

1.2.3 GEOLOGIE / BÖDEN 

 Die Gemeinde Heuchlingen liegt im Bereich der Schichtstufenlandschaft des Albvorlandes und 
wird durch die geologische Einheit des Unterjura geprägt, welche teilweise von Lösssedimenten 
überlagert wird. Die Sedimentgesteine des Unterjura entstanden vor etwa 200 bis 175 Millionen 
Jahren in der Zeit des Schwarzen Juras und hat als relativ harter Ton- bzw. Kalkstein nur eine ge-
ringe Wasserdurchlässigkeit. Daraus ergibt sich die hydrogeologische Funktion als Grundwas-
sergeringleiter (Stufe D). Das Ausgangsgestein wird standortabhängig von Braunerden (über 
Kalkstein) oder Pelosolen (über Tonstein) überlagert. Während die Braunerden überwiegend 
ackerbaulich genutzt werden, dominiert bei Pelosolen eine Grünlandnutzung. Der im Geltungsbe-
reich vorherrschende Bodentyp der Pelosole deutet bereits auf das eher lehmig-tonige Substrat 
hin, das diesen überdeckt und eine mittlere Nutzbare Feldkapazität (NFK) aufweist. 

1.2.4 GELTUNGSBEREICH 

 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 13, 13/5, 13/6, 13/7, 14/7 
und 26/2 sowie Teilflächen der Flurstücke 15/3 und 26/1 (Kirchbühlstraße) der Flur 0 der Ge-
markung Heuchlingen mit einer Gesamtfläche von ca. 1,36 ha. 

 Die Flächen befinden sich überwiegend in privatem und teilweise in öffentlichem Eigentum, wo-
ran sich im Zuge des Verfahrens auch nichts ändern soll. 

1.2.5 GRÖSSEN 

 Der Geltungsbereich beinhaltet folgende Flächen: 

 Bruttofläche ca.  1,36 ha 

 Bestand    

 Dorfgebietsflächen  ca. 0,55 ha 

 Verkehrsflächen ca. 0,19 ha 

 davon versiegelte und teilversie-
gelte Flächen wie Straßen, Wege 

ca. 0,07 ha 

 davon Verkehrsgrünflächen ca. 0,12 ha 

  Fläche für die Landwirtschaft  ca. 0,62 ha 

 Planung   

 Wohngebietsflächen ca. 0,25 ha 

 Mischgebietsflächen ca. 0,68 ha 

  Verkehrsflächen ca. 0,02 ha 

  Grünflächen ca. 0,41 ha 

 davon die Kirchberg Klinge ca. 0,25 ha 

 davon die Obstwiese ca. 0,16 ha 
    

2.0 ERFORDERNIS DER PLANUNG 

 Die Flächen des Plangebiets sind bereits im Rahmen des Bebauungsplanes „Häfner“ aus dem 
Jahr 1978 planungsrechtlich als Dorfgebietsflächen, Verkehrs- und Wegeflächen, Flächen für die 
Landwirtschaft sowie als Verkehrsgrünflächen ausgewiesen, was bereits zu dieser Zeit überwie-
gend einer Sicherung des baulichen Bestands entsprach. Lediglich der geplante Fußweg entlang 
des Küblersbachs war als neuer Anschluss für die Wohnbebauung am Riedweg und an der 
Straße „Sandgrube“ gedacht. Neben der Sicherung des baulichen Bestandes entlang der Kirch-
bülstraße war aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung der Hofstelle Kirchbühlstraße 72 auch 
die Ausweisung einer Abstandsfläche zur geplanten Wohnbebauung als Fläche für die Landwirt-
schaft erforderlich. Mittlerweile wurde die landwirtschaftliche Hofstelle um weitere Gebäude und 
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Anbauten ergänzt und die seinerzeit geplanten Wohnbauplätze am Riedweg und der Straße 
„Sandgrube“ sind bereits zu sehr großen Teilen bebaut. Auf den Bau der Fußwegeverbindung 
entlang des Küblersbachs wurde aufgrund anderer fußläufiger Verbindungen in der Umgebung 
aber verzichtet.  

Da die landwirtschaftliche Nutzung auf der Hofstelle nun aufgegeben wurde und damit auch die 
erforderlichen Abstände zur Wohnbebauung nicht mehr berücksichtigt werden müssen, besteht 
aktuell die Möglichkeit auf den Flächen für die Landwirtschaft eine bauliche Nachverdichtung zu 
realisieren. Auf der ehemaligen Hofstelle selbst ist aber auch weiterhin eine nicht erheblich stö-
rende gewerbliche Nutzung angedacht, weshalb diese Bereiche als gemischte Bauflächen aus-
gewiesen werden sollen, wodurch auch die Bestandsgebäude sinnvoll nachgenutzt werden. 

Gleichzeitig besteht seitens der Gemeinde der Wunsch entlang der bereits vorhandenen Er-
schließungen Kirchbühlstraße und Riedweg ebenfalls noch gewisse Baumöglichkeiten zu schaf-
fen und damit diese Bereiche ebenfalls nachzuverdichten und der dringend erforderlichen Aus-
weisung von Wohnbauland hier Rechnung zu tragen. Dort sind somit vorwiegend Wohnnutzun-
gen vorgesehen, wodurch sich eine Festsetzung als Wohngebiet empfiehlt.  

Ergänzend wird die Option einer Fußwegeverbindung entlang des Küblersbachs endgültig auf-
gegeben, wobei aber das entlang des Gewässerlaufs vorhandene Biotop im Zuge der Planung 
erhalten werden soll. 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes können somit Potenzialflächen in unmittelbarer Nähe 
zur Ortsmitte von Heuchlingen aktiviert und eine nachhaltige Nutzung bereits bebauter Flächen 
kann gewährleistet werden. Durch eine planerische Einbeziehung der Biotopflächen bei gleich-
zeitiger Erhaltung der Gehölze und des Gewässerlaufs kann zudem weiterhin eine wertvolle 
Grünverbindung erhalten werden. Hinsichtlich der genannten Ziele besteht daran auch ein öf-
fentliches Interesse.  

Durch die Planung sollen die bestehenden planungsrechtlichen Grundlagen unter dem Aspekt ei-
ner städtebaulich geordneten Entwicklung weiterentwickelt werden. Der Bebauungsplan ent-
spricht den Zielen des § 13a Abs. 1 BauGB hinsichtlich der Nachverdichtung und damit auch den 
Zielen der Innenentwicklung der Gemeinde Heuchlingen. Unter diesem Aspekt soll der Bebau-
ungsplan im Sinne des § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung durchgeführt 
werden. Mit dem Bebauungsplan werden auch örtliche Bauvorschriften festgesetzt. 

  

3.0 RECHTSVERHÄLTNISSE 

3.1 ZIELE DER RAUMORDNUNG 

 Gemäß dem Landesentwicklungsplan liegt die Gemeinde Heuchlingen als nicht zentraler Ort 
außerhalb der Entwicklungsachse Stuttgart – Aalen im ländlichen Raum. Im Regionalplan 2010  

 des Regionalverbandes Ostwürttemberg, 
seit 08.01.1998 verbindlich, ist die Ge-
meinde dem Mittelzentrum Schwäbisch 
Gmünd sowie dem Unterzentrum Heu-
bach in der Verwaltungsgemeinschaft 
„Rosenstein“ zugeordnet. Die Umgebung 
von Heuchlingen ist im Regionalplan teil-
weise als schutzbedürftiger Bereich für 
die Landwirtschaft sowie für Erholung und 
für Naturschutz ausgewiesen. Die Lein 
mit angrenzenden Randbereichen ist als 
Gewässer mit Überschwemmungsgebiet 
dargestellt. Weiterhin befindet sich süd-
lich in gewisser Entfernung eine 110 KV-
Leitung und außerhalb der Ortslagen be-
stehen Landschaftsschutzgebiete Sonsti-
ge regionalplanerische Vorgaben beste-
hen nicht. Siehe dazu auch Bild 2 rechts. 

 

  Bild 2: Ausschnitt Regionalplan 
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3.2 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN (FNP) 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für die Gemeinde Heuchlingen besteht der 
für die Verwaltungsgemeinschaft Rosenstein 
genehmigte Flächennutzungsplan. 

Der Flächennutzungsplan enthält für das 
Plangebiet folgende Darstellungen: 

- Gemischte Bauflächen, bestehend, 

- Wohnbaufläche bestehend, 

- Außenbereich, Fläche für die Land-
wirtschaft, 

- Biotopfläche und Grünfläche. 

Das Umfeld des Plangebiets ist wie folgt 
dargestellt: 

- westlich und nördlich angrenzend 
bestehende Wohngebietsflächen, 

- südlich und östlich angrenzend ge-
mischte Bauflächen, bestehende, 

- nordöstlich, Fläche für die Landwirt-
schaft. 

  Bild 3: Ausschnitt Flächennutzungsplan Unter Berücksichtigung der entsprechenden  

 Ausweisung von Wohnbauflächen und gemischten Bauflächen gemäß dem vorliegenden Bebau-
ungsplan kann das Baugebiet nicht vollständig als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt an-
gesehen werden. Der Flächennutzungsplan ist daher im Parallelverfahren zu ändern. Siehe dazu 
Bild 3 oben. 

  

3.3 BEBAUUNGSPLÄNE 

 Das Planungsrecht im Geltungsbereich wird derzeit durch den Bebauungsplan "Häfner“ gebildet, 
der seit 28.03.2003 rechtsverbindlich ist. In dessen Geltungsbereich ist ein Großteil der Flächen 
als Dorfgebiet bzw. als Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen. Siehe dazu Bild 4 unten. 

 Die Ausweisung der Flächen für 
die Landwirtschaft erfolgte unter 
der Maßgabe der Einhaltung von 
Abstandsflächen für die bisher 
landwirtschaftlich genutzte Hofstel-
le Kirchbühlstraße 72 bzw. heute 
Hausnummer 8A. Die weiteren Flä-
chen entlang der Kirchbühlstraße 
sind als Dorfgebiet (MD) ausgewie-
sen und mit Maßen der baulichen 
Nutzung sowie Baugrenzen verse-
hen, die die historisch gewachsene 
Nutzung widerspiegeln. Der Küb-
lersbach ist als Verkehrsgrün dar-
gestellt und es war ein Fußweg 
vom Riedweg zur Kirchbühlstraße 
geplant, der aber nicht realisiert 
wurde. Entlang des Riedwegs und 
der Straße „Sandgrube“ sind All-
gemeine Wohngebiete mit einer 
GRZ von 0,3, Geschossflächen-
zahlen von 0,4 oder 0,5, einer offe-
nen Bauweise und Satteldächern 
mit 25 bis 35° Dachneigung festge-
setzt. Damit konnte sich dort eine 
entsprechende Wohnbebauung, 
überwiegend mit Einfamilien-  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 und Doppelhäusern etablieren.    Bild 4: Ausschnitt BPL „Häfner“ (unmaßstäblich) 
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 In der Umgebung des Plangebiets gelten neben dem bereits genannten Bebauungsplan im 
Nordosten der Bebauungsplan „Kirchberg“, rechtsverbindlich seit dem 05.10.2001, welcher in 
seinem Geltungsbereich allgemeine Wohngebietsflächen und weitere Flächen für die Landwirt-
schaft ausweist.  

 Darüber hinaus gibt es in der unmittelbaren Umgebung keine Bebauungspläne. 
  

3.4 SONSTIGE FACHPLANUNGEN 

 Im Plangebiet befindet sich eine Teilfläche des nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 33 NatSchG ge-
schützten Biotops Nr. 171251362728 „Kirchberg Klinge bei Heuchlingen“. 

In der Umgebung des Plangebiets beginnen ca. 400 m westlich das FFH-Gebiet Nr. 7125341 
„Unteres Leintal und Welland“ sowie das Landschaftsschutzgebiet Nr. 1.36.026 „Welzheimer 
Wald mit Leintal“.  

Altlasten und Altstandorte sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

Am nördlichen Gebietsrand verläuft der Küblersbach als Gewässer II. Ordnung. 

Sonstige Rechtsverhältnisse sind nicht bekannt.  
  

4.0 BESTAND INNERHALB UND AUSSERHALB DES GELTUNGSBEREICHES 

 Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Ortslage von Heuchlingen und ist noch Teil der histo-
risch gewachsenen Ortsmitte. Die Erschließungsstraßen sind in Form der Kirchbühlstraße, des 
Riedweges und der Straße „Sandgrube“ im Umfeld bereits grundsätzlich vorhanden. Entlang des 
Küblersbachs, der hier von Nordwesten in Richtung Südosten am Rand des Plangebiets verläuft 
hat sich ein Gehölzstreifen als wichtige Grünverbindung zwischen Ortsmitte und Außenbereich 
etabliert. 

 Bestand innerhalb des Plangebiets 
Im Plangebiet besteht bereits die Hofstelle Kirchbühlstraße 8 mit Wohngebäude und diversen 
landwirtschaftlichen Scheunen und Nebengebäuden sowie die zugehörigen Hofflächen und Zu-
fahrten. Weiterhin besteht auf Flst. 14/7 als bauliche Anlage ein größerer Schuppen. Weiterhin  
ist der Abzweig der Kirchbühlstraße als gemischte asphaltierte Verkehrsfläche mit einer Breit von 
ca. 5,00 m hergestellt. 

Am nördlichen Rand des Plangebiets verläuft der Küblersbach mit einem gewässerbegleitenden 
Gehölzstreifen als Klinge zur Lein hinunter. Diese Flächen sind auch als Offenlandbiotop ge-
schützt. Entlang des Abzweigs der Kirchbühlstraße werden die bisher als Dorfgebietsflächen 
ausgewiesenen Bereiche als Gärten genutzt, die teilweise stark mit Gehölzen bewachsen sind.  

Ansonsten werden die Flächen des Plangebiets noch landwirtschaftlich intensiv als Grünland ge-
nutzt. Das Gelände steigt dort von Ost nach West an, wodurch andere Bewirtschaftungsformen 
schwierig sind. 

Bestand außerhalb des Plangebiet 
In der Umgebung sind die weiteren Siedlungsbereiche von Heuchlingen bereits weitgehend be-
baut. Die Kirche St. Vitus südlich des Plangebiets stellt dabei die städtebauliche Dominante dar 
und markiert den Beginn der historischen Ortsmitte. Weiterhin befindet sich entlang der Kirch-
bühlstraße die im Laufe der letzten Jahrzehnte gewachsene Siedlungsstruktur des Ortes mit 
Pfarrhaus, landwirtschaftlichen Hofstellen und Wohngebäuden im Wechsel. Die Kirchbühlstraße 
stellt dabei auch die Haupterschließungsstraße für die westlichen und nördlichen Siedlungsbe-
reiche dar und verbindet diese mit der Hauptstraße. Im Umfeld des Riedwegs und der Straße 
„Sandgrube“ sowie auch an der Straße „Am Kirchberg“ hat sich vorwiegend Wohnbebauung im 
Anschluss an die Rechtskraft der jeweiligen Bebauungspläne etabliert.  

Der Küblersbach hat sein Quellgebiet nordwestlich des Geltungsbereichs und fließt von dort 
kommend mit dem Abschnitt im Geltungsbereich bis zur Verdolung im Bereich der Hauptstraße 
weiter.  
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 Bild 4: Luftbild mit Bestand (Quelle: http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/pages/map/default/index.xhtml) 
  

5.0 ERLÄUTERUNGEN ZUR PLANUNG 

 Wie bereits in Kap. 2.0 erläutert, schafft der vorliegende Bebauungsplan die Voraussetzungen 
für eine nachhaltige, städtebaulich geordnete Weiterentwicklung des Plangebiets und dient der 
Erhaltung und Förderung des baulichen Bestandes in diesem Bereich. Dafür ist vorgesehen, 
dass die bisher als Fläche für die Landwirtschaft definierten Bereiche einer Wohnnutzung bzw. 
einer gemischten Nutzung zugeführt und die bestehende Hofstelle als Mischgebiet weiterentwi-
ckelt wird. Gleichzeitig sollen in geringem Umfang die Verkehrsflächen der Kirchbühlstraße an 
eine mögliche neue Bebauung angepasst werden. Um diese Entwicklungen auch im Maß der 
baulichen Nutzung zu unterstreichen werden die Grundflächenzahlen, die Gebäudehöhen und 
die Baugrenzen an die modernen Gebäudekubaturen und an die aktuellen Nutzungsanforderun-
gen angepasst. In diesem Zuge werden auch die gestalterischen Festsetzungen im Gebiet fort-
geschrieben. Damit trägt die Planung auch den Zielen eines sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden Rechnung.  

Dem Bebauungsplan werden insbesondere folgende Planungsinhalte zu Grunde gelegt: 

➢ Festsetzung zukünftig mit Wohn- und Mischgebietsflächen.  

➢ Bereinigung und Optimierung der verkehrlichen Planung und der Wegeverbindungen. 

➢ Anpassung der sonstigen Festsetzungen, um die städtebaulichen Ziele verwirklichen zu  

     können. 
 

5.1 VORBEMERKUNGEN ZUM VERFAHREN NACH § 13A BAUGB 

 Nach § 13a Abs. 1 BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
für die Nachverdichtung oder für andere Maßnahmen der Innenentwicklung als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung aufgestellt werden. Ein Bebauungsplan der Innenentwicklung ist damit im 
Gegensatz zur „Neuplanung“ auf die innerörtliche Entwicklung und Erneuerung ausgerichtet. Das 
Merkmal der Innenentwicklung wird für den vorliegenden Bebauungsplan in verschiedener Hin-
sicht erfüllt: 

 -   Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage von Heuchlingen und ist bereits vollständig er-
schlossen. 

 -  Für das Plangebiet besteht ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan mit der Festsetzung Dorf-
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gebiet sowie Flächen für die Landwirtschaft. 

 -  Gemäß § 13a Abs.1 Satz 2 BauGB ist eine Begrenzung von maximal 20.000 m² zusätzlicher 
Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO vorgegeben. Im Plangebiet wird die zulässige über-
baubare Grundfläche aber nur unwesentlich erhöht. 

 -  Der Aspekt der nachhaltigen Nutzung ist in der vorliegenden Planung maßgebend, da mit den 
vorgesehenen Festsetzungen die Möglichkeit zur Weiterentwicklung der bereits planungs-
rechtlich ausgewiesenen und erschlossenen Dorfgebietsflächen im Hinblick auf eine gemisch-
te Nutzung geschaffen wird und gleichzeitig noch in gewissem Umfang zusätzliche Baumög-
lichkeiten geschaffen werden. Mit Blick auf den bereits vorliegenden Bestandsbebauungsplan 
werden gemäß § 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB auch keine Vorhaben begründet, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) oder nach Landesrecht unterlie-
gen.  

 Die Voraussetzungen für ein Verfahren nach § 13a BauGB sind hier also erfüllt.  

  

5.2 ERSCHLIESSUNG / INFRASTRUKTUR 

 Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt wie bisher über die Kirchbühlstraße bzw. 
über die Straßen „Sandgrube“ und Riedweg, welche die Erschließung der umgebenden Wohnge-
biete gewährleisten sowie auch die Anbindung an die Hauptstraße und die Ortsmitte herstellen. 
Der Abzweig der Kirchbühlstraße, der die Erschließung von ca. 3 Bauplätzen übernimmt, ist auch 
im Bestand für die Anbindung nur weniger Gebäude vorgesehen und daher als gemischte Ver-
kehrsfläche mit einer Breite von ca. 5,00 m ausgeprägt. Als Abschluss dieses Abzweigs und zur 
Erschließung der neuen Bauplätze ist die Herstellung einer kleinen Wendeanlage am Ende des 
Abzweigs vorgesehen. Weiterhin müssen für die Ver- und Entsorgung die Kanäle und Leitungen 
verlängert und neue Hausanschlüsse müssen vorgesehen werden. Eine fußläufige Anbindung 
des Gebiets ist über die verschiedenen Straßen der Umgebung sowie über einen Fußweg von 
der Wendeplatte Riedweg zur Kirchbühlstraße gewährleistet. Hinsichtlich der verkehrlichen Be-
lange wird auch auf die Ausführungen in Kap. 6.2.1 verwiesen. 

Weiterhin wird festgesetzt, dass Versorgungsleitungen aus städtebaulich gestalterischen Grün-
den nur in unterirdischer Bauweise zulässig sind. Siehe dazu auch die weiteren Ausführungen in 
Kap. 7. 

  

 5.3 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 Die Festsetzung des räumlichen Geltungsbereiches ergibt sich aus der Erforderlichkeit zur 
Überplanung der bisherigen Dorfgebietsflächen und der Flächen für die Landwirtschaft aus dem 
bestehenden rechtsverbindlichen Bebauungsplan „Häfner“ zu einem Mischgebiet im Bereich der 
vorhandenen Hofstelle und zu Wohngebietsflächen entlang der Erschließungsstraßen.  

Einige Festsetzungen wurden aus dem bestehenden rechtsverbindlichen Bebauungsplan über-
nommen, aber dort, wo Anpassungen erforderlich sind, sollen diese geändert werden.   

Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend den planerischen Zielen und Erfordernissen wird die geplante Siedlungsfläche 
zukünftig teilweise als Allgemeines Wohngebiet (WA) und teilweise als Mischgebiet (MI) aus-
gewiesen.  

Entlang des Riedweges und des Abzweigs der Kirchbühlstraße sind dabei die Wohngebietsflä-
chen vorgesehen, die sich damit in die Umgebung mit weiterer Wohnbebauung einfügen und die 
bereits zu weiten Teilen bestehenden Erschließungsanlagen baulich abrunden. Die Hofstelle an 
der Kirchbühlstraße soll zukünftig weiterentwickelt, aber nicht mehr landwirtschaftlich genutzt 
werden. Im Kern der Fläche soll der Fokus dabei auf einer angemessenen gewerblichen Nach-
nutzung der bestehenden großen Scheune gelegt werden, weshalb eine Gliederung in Höhenbe-
reiche vorgesehen ist. Außerhalb der Scheune ist eine für kleinteiligere Wohn- und Gewerbenut-
zungen angemessene Höhenbegrenzung der Gebäude angedacht. Insgesamt kann dadurch eine 
nachhaltige Innenentwicklung in diesem Bereich voran gebracht werden, bei der der Bestand 
sinnvoll nachgenutzt und in geringem Umfang zusätzlich Bauplätze geschaffen werden können. 

Entsprechend diesen planerischen Zielen und städtebaulichen Rahmenbedingungen sind in den 
als Allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesenen Flächen Wohngebäude, die der Versorgung 
des Gebiets dienenden Läden sowie nicht störende Handwerksbetriebe und Anlagen für soziale 
und gesundheitliche Zwecke gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO zulässig. Schank- und Speisewirtschaf-
ten sowie Anlange für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke sind unzulässig, da diese Nut-
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zungen in der Regel von einem hohen Besucherverkehrsaufkommen begleitet werden, worauf die 
geplante Verkehrsinfrastruktur im Gebiet nicht ausgelegt ist und da in der Umgebung bereits aus-
reichende Kapazitäten vorhanden sind. Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 4 
Abs.3 BauNVO sind unter Berücksichtigung der Struktur im Plangebiet teilweise möglich, aller-
dings sind die ausnahmsweise Zulässigkeit von Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetrieben 
und Tankstellen (§ 4 Abs. 3 Nr. 3 bis 5 BauNVO) aus städtebaulichen Gründen im Zusammen-
hang mit den strukturellen Voraussetzungen des Gebiets nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
Die nur ausnahmsweise Zulässigkeit von Betrieben des Beherbergungsgewerbes sowie von nicht 
störenden Gewerbebetrieben kann unter der Voraussetzung, dass diese Nutzungen der Wohn-
nutzung im Maße der Nutzung jeweils deutlich untergeordnet sind und in der Gesamtheit des Ge-
biets auch nur im Einzelfall genehmigt werden, begründet werden. Mit diesen Einschränkungen 
soll auch den erschließungstechnischen Voraussetzungen des Wohngebiets Rechnung getragen 
werden. 

Die als Mischgebiete (MI) ausgewiesenen Bereiche sind auf den gewünschten Mix aus gewerbli-
cher Bebauung, Wohnen, Dienstleistungen usw. ausgelegt und beinhalten daher die gemäß § 6 
Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen mit Wohngebäuden, Geschäfts- und Bürogebäude, Ein-
zelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewer-
bes, sonstige Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie Gartenbaubetriebe. Unzulässig sind dort dagegen 
Tankstellen und Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO, die hier im Gebiet 
aufgrund der verkehrlichen Rahmenbedingungen und im Hinblick auf mögliche städtebauliche 
Konflikte im Gebiet nicht gewünscht sind.  
 

 Maß der baulichen Nutzung: 

Als Maß der baulichen Nutzung ist eine Grundflächenzahl (GRZ) und eine maximale Höhe der 
baulichen Anlagen festgesetzt. Hinsichtlich des Spektrums an gestalterischen Möglichkeiten ist 
die Bestimmung von angemessenen Grundflächen und Höhenbegrenzungen durch die Festset-
zung einer Grundflächenzahl sowie von Gebäudehöhen erforderlich. Die Festsetzung der First-, 
Trauf- und Gebäudehöhen ist wesentliches Gestaltungselement hinsichtlich der Begrenzung der 
Kubatur der Gebäude und ist gerade im Hinblick auf die bestehende Bebauung in der Umgebung 
angemessen zu definieren. Damit sind die städtebaulich relevanten Maße für das Gebiet ausrei-
chend definiert. Gegenüber der bisherigen Planung sind hinsichtlich der Grundflächenzahl und 
der maximale Gebäudehöhen gewisse Erhöhungen vorgesehen, um einerseits flexibel auf die 
möglichen Nutzungen reagieren und andererseits diese innerörtlichen Potenzialflächen mit einer 
angemessenen städtebaulichen Dichte bebauen zu können. Für die Allgemeinen Wohngebiete 
wird daher eine GRZ von 0,4 definiert. Die maximal zulässigen First- und Traufhöhen sind dort, 
wie im gesamten Gebiet auf die möglichen Dachneigungen abgestimmt. Im Bereich HB2 darf bei 
Flachdächern die Gebäudehöhe 6,50 m nicht überschreiten, während für flachgeneigte Dächer 
mit einer Dachneigung bis 15° eine maximale Traufhöhe von 6,00 m und eine Firsthöhe von 8,00 
m gilt. Bei geneigten Dächern zwischen 15 und 45° gilt dort ebenfalls die maximale Traufhöhe 
von 6,00 m, aber eine maximale Firsthöhe von 8,50 m. Damit können die Bauplätze für Einfami-
lien- und Doppelhäuser gut und flexibel ausgenutzt werden und fügen sich in ihrer Kubatur in die 
örtliche Umgebung ein. Diese Gebäudehöhen gelten auch für die Teile der Mischgebietsflächen, 
die für kleinteiligere Nutzungen vorgesehen sind. Für die Mischgebietsflächen wird eine GRZ von 
0,6 festgesetzt. Neben der bereits erwähnten HB 2 spielt im Bereich HB1 die Berücksichtigung 
der bestehenden Gebäude im Gebiet und deren Nachnutzung eine wichtige Rolle, weshalb hier 
bei flachgeneigten Dächern bis DN 15° eine maximale Traufhöhe von 8,50 m und eine maximale 
Firsthöhe von 10,00 m zulässig ist. Bei steileren Dächern zwischen 15 und 45° DN sind die 
Traufhöhen auf 6,50 m und die Firsthöhe auf 11,00 m begrenzt.  

Die Maße der baulichen Nutzung entsprechen damit insgesamt dem städtebaulichen Ziel der 
Entwicklung der bestehenden Hofstelle in Verbindung mit dem Anspruch der Schaffung einiger 
zusätzlicher Wohnbauplätze. Damit ergibt sich insgesamt auch nur eine mäßige Erhöhung der 
überbaubaren Grundstücksflächen im Vergleich zum bereits bestehenden Bauplanungsrecht. Als 
Bezugspunkt für die Gebäudehöhen und damit auch für die Zahl der Vollgeschosse wird eine Er-
geschossrohfußbodenhöhe (EFH) als Obergrenze für die einzelnen Bauplätze unter Berücksich-
tigung der Topographie und der Verkehrsflächen definiert. Auf den steileren Flächen des Gel-
tungsbereichs, die zudem weiter von Verkehrsflächen entfernt sind, wird keine EFH-Höhe defi-
niert. Dort darf die EFH der Gebäude maximal 1,00 m über der im Mittel gemessenen natürlichen 
Geländeoberfläche festgesetzt werden.   
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 Bauweise, Zahl der Wohnungen, überbaubare Grundstücksfläche,  

Als Bauweise ist im Mischgebiet eine offene Bauweise festgesetzt, was eine gewisse Flexibilität 
bei der weiteren baulichen Entwicklung der Hofstelle erlaubt, gleichzeitig aber die bereits vorhan-
denen Kubaturen erhält und in Kombination mit der topographischen Abwicklung für eine gute 
Einfügung der Baukörper in den umgebenden Kontext sorgt. Im Allgemeinen Wohngebiet wird 
ebenfalls eine offene Bauweise, aber mit Beschränkung auf Einfamilien- und Doppelhäuser fest-
gesetzt. Hierbei ist zu beachten, dass im WA die Zahl der Wohneinheiten auf 3 pro Einzelhaus 
und 2 pro Doppelhaushälfte begrenzt ist, um den gewünschten Gebäudetyp zu fördern und 
gleichzeitig gewisse Möglichkeiten für Einliegerwohnungen oder Ähnliches zu schaffen. Diese 
Gebäudetypen kommen in den umgebenden Wohngebieten bereits überwiegend vor und sind für 
Heuchlingen insgesamt die überwiegenden Bauform. 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt, die sich an den Rah-
menbedingungen des Gebiets und des bereits bestehenden Bebauungsplanes orientieren. Die 
Baufenster halten dabei ausreichende Abstände zu den öffentlichen Verkehrsflächen sowie auch 
zu den Nachbargrundstücken und zu den Grünflächen ein und ermöglichen auch im Bereich der 
bisherigen Flächen für die Landwirtschaft eine Bebauung.  
 

 Garagen sowie überdachte und offene Stellplätze: 

Garagen und überdachte Stellplätze und offene Stellplätze sind im Hinblick auf die geplanten 
Nutzungen sowie die teilweise großen Entfernungen zu Straßenverkehrsflächen und den Auswir-
kungen auf das Biotop Kirchberg Klinge sehr differenziert definiert. Im Bereich der Wohngebiets-
flächen sind Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) zwischen der Straßenbegrenzungsli-
nie und der rückwärtigen Baugrenze zulässig. Um vor den Garagen weitere Stellplätze zu ermög-
lichen und gleichzeitig keine Garagenwände unmittelbar an den Verkehrsflächen zu schaffen, 
sind diese bei einer Stellung parallel zur öffentlichen Verkehrsfläche mit einem Abstand von min-
destens 1,50 m zur Verkehrsfläche herzustellen. Bei einer anderen Stellung müssen Garagen ei-
nen Abstand von mindestens 5,00 m und Carports von 1,50 m zur Straßenverkehrsfläche haben. 
Offene Stellplätze sind zwischen der rückwärtigen Baugrenze und der Straßenbegrenzungslinie 
allgemein zulässig. Entlang des Riedweges, der einen Bauplatz von zwei Seiten umgibt und an 
den unmittelbar Biotopflächen angrenzen, sind zum Schutz der Biotopflächen und aus gestalteri-
schen Gründen Garagen sowie überdachte und offene Stellplätze nur innerhalb der Baugrenzen 
und in den mit „Ga“ bezeichneten Flächen zulässig. Im Mischgebiet, welches teilweise große Ent-
fernungen zur Kirchbühlstraße aufweist und in welchem unterschiedliche Nutzungsschwerpunkte 
definiert sind, sind Garagen sowie überdachte und offene Stellplätze nur innerhalb der Baugren-
zen zulässig, damit im Hinblick auf die unterschiedlichen Ansprüche der Nutzungen einerseits 
ausreichende Stellplatzmöglichkeiten geschaffen werden können und diese andererseits der Be-
bauung zugeordnet sind und ausreichende Abstände zur Umgebungsbebauung und zu den Bio-
topflächen eingehalten werden. 

 Leitungen: 

Aus städtebaulichen und gestalterischen Gründen sind oberirdische Versorgungsfreileitungen im 
Geltungsbereich nicht zulässig, da diese Verlegungsart heute nicht mehr dem Stand der Technik 
entspricht. Eine oberirdische Bauweise würde in Bezug auf die Lage des Plangebiets und die 
umgebende Bebauung hier auch eine Verunstaltung darstellen.  
 

 Maßnahmen / Pflanzgebote: 
Zur Minimierung von möglichen Eingriffen in die Belange des Umweltschutzes einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege ist im Plangebiet eine Vorsorge zu treffen. Dazu sind 
Flächen und Maßnahmen vorzuhalten, die mögliche negative Auswirkungen auf die Schutzgüter 
gemäß Anlage 1 zu den §§ 2 Abs. 4, 2a und 4c BauGB minimieren bzw. gänzlich vermeiden und 
unter den Ziffern 1.9.1 und 1.9.2, 1.11 und 1.12 sowie 2.3 und 2.4 des Textteiles beschrieben 
sind. Durch diese Maßnahmen werden insbesondere Eingriffe in die Schutzgüter Pflanzen/Tiere, 
Boden/Fläche, Wasser, Klima/Luft und Landschaftsbild minimiert. Auf die weiteren Ausführungen 
dazu in Kap. 5.4 und 6.1 wird verwiesen. 
 

 Nebenanlagen: 

Im Hinblick auf die in Mischgebieten, aber auch in Wohngebieten häufig erforderlichen Nebenan-
lagen sind Festsetzungen bezüglich deren Zulässigkeit getroffen. Soweit es sich dabei um Ge-
bäude gemäß § 2 Abs. 2 LBO BW handelt sind diese auf Grundstücksflächen zwischen der 
Baugrenze und der öffentlichen Verkehrsfläche unzulässig. In allen übrigen nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen sind diese nur bis zu einem umbauten Raum von maximal 20 m³ zulässig. 
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Damit sind auch die Belange des öffentlichen Interesses berücksichtigt, die gewisse Einschrän-
kungen für die vom öffentlichen Raum einsehbaren Vorgärten und die Anordnung von Nebenan-
lagen vorsehen. 
 

  

5.4 GRÜNORDNUNG 

 Das Plangebiet liegt im Innenbereich und das grundlegende grünordnerische Konzept wurde be-
reits im bestehenden rechtsverbindlichen Bebauungsplan erarbeitet. Die daraus abgeleiteten 
Maßnahmen und Festsetzungen wurden daher im Wesentlichen aus dem bestehenden Bebau-
ungsplan bzw. der heutigen Situation vor Ort übernommen und weiterentwickelt. Dazu sind 
Pflanzbindungen und Pflanzgebote zur Randeingrünung sowie zur Durchgrünung des Plange-
biets vorgesehen, bei denen an den jeweils im Lageplan eingetragenen Standorten die beste-
henden Grünstrukturen zu erhalten oder heimische Obstbäume anzupflanzen bzw. in Ergänzung 
dazu weitere Bäume zur Durchgrünung vorzusehen sind. 

Hinsichtlich des Bestands wird auf die Ausführungen in Kap. 4.0 und 6.1.2 verwiesen. Weiter sind 
noch Maßnahmen integriert, die die Eingriffe in die Belange der Umwelt mit ihren einzelnen 
Schutzgütern minimieren können.  

 Folgende grünordnerische Maßnahmen sind in der Planung vorgesehen: 

 -  Private Grünfläche 1 mit Pflanzbindung 1 für das Biotop Kirchberg Klinge. Die Kirchberg Klinge 
mit dem Küblersbach und begleitenden Gehölzen ist dabei als Grünzäsur innerhalb der besie-
delten Bereiche von Heuchlingen zu erhalten, zu schützen und entsprechend zu pflegen. Ge-
mäß Pflanzbindung sind diese Flächen aufgrund ihrer Eigenart und Vielfalt besonders wertvoll 
und neben der Erhaltung ist auch eine kleinteilige Weiterentwicklung mit heimischen Gehölzen 
anzustreben. Siehe Ziff. 1.9.1 und 1.12.1 des Textteils. 

 -  Private Grünfläche 2 mit Pflanzgebot 1 zur Erhaltung einer Abstandsgrünfläche mit Weiterent-
wicklung zur Obstwiese. Die Fläche dient dabei der Ortsbildgestaltung und der Durchgrünung 
der besiedelten Bereiche und ist gemäß Pflanzgebot mit einheimischen Obstbäumen zu be-
pflanzen und extensiv zu pflegen. Siehe Ziff. 1.9.2 und 1.11.1 des Textteils. 

 -  Pflanzgebot zur Durchgrünung der Wohn- und Mischgebiete bei dem in den Allgemeinen 
Wohngebieten pro 250 m² und in den Mischgebieten pro 500 m² Grundstücksfläche ein einhei-
mischer Laub- oder Obstbaum der Pflanzliste 1, 3 oder 4 zu pflanzen ist. Siehe Ziff. 1.11.2 des 
Textteils. 

 -  Ausschluss von nicht heimischen Nadelgehölzen wie Thuja bei der Bepflanzung des Grund-
stücks. Siehe Ziff. 1.11.3 des Textteils. 

 -  Verpflichtung zur Dachbegrünung von Flach- oder flachgeneigten Dächern. Siehe Ziffer 2.1.1 
des Textteils. 

 -  Private Verkehrs-, Park- und Hofflächen sind weitgehend wasserdurchlässig herzustellen. Aus-
nahmen bestehen für Flächen, die für den LKW-Verkehr vorgesehen sind. Siehe Ziffer 2.3 des 
Textteils. 

 -  Die nicht für die Bebauung bestimmten Flächen der Grundstücke sind zu begrünen oder gärt-
nerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Siehe Ziffer 2.4.1 des Textteils. 

 Insgesamt sollen die vorgesehenen grünordnerischen Maßnahmen dazu beitragen, dass die Be-
lange von Natur und Landschaft in der Planung angemessen berücksichtigt sind.  

  

5.5 SATZUNG ÜBER ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

 Die gestalterischen Festsetzungen im Rahmen der Satzung über örtliche Bauvorschriften nach  
§ 74 LBO, die zusammen mit dem Bebauungsplan aufgestellt werden sollen, tragen zur ordentli-
che Gestaltung der baulichen Anlagen sowie zu einer guten städtebaulichen Einbindung in das 
bestehende Stadt- und Landschaftsbild bei. Dabei werden aus städtebaulichen und stadtgestalte-
rischen Gründen Festsetzungen zur Gestaltung der Fassaden und Dächer, von Werbeanlagen 
sowie der Gestaltung der unbebauten Flächen der Grundstücke getroffen.  
 

 Dächer 

Ein wichtiges Gestaltungselement der Gebäude mit Auswirkungen auf das Ortsbild sind die Dä-
cher. Unter dem Aspekt der Schaffung moderner und nachhaltiger Baumöglichkeiten sollen hier 
im Hinblick auf die eher dörfliche Struktur des Ortes, aber auch um eine gewisse Gestaltungs-
möglichkeit zu geben unterschiedliche Dachformen zugelassen werden. Es können daher im 
Hinblick auf die bestehenden und zukünftigen Kubaturen der Scheune der ehemaligen Hofstelle 
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aus gestalterischen Gründen und als Höhenbereich HB1 verortet, nur geneigte Dächer bis DN 
45° zugelassen werden. Auf den übrigen Flächen des Höhenbereichs HB2 sind geneigte Dächer 
bis DN 45° sowie Flachdächer zugelassen. Damit wird den Bedürfnissen der Bauherren zur fle-
xiblen Gestaltung der Dachformen mit geringfügigen Einschränkungen Rechnung getragen. Bei 
Doppelhäusern ist im Hinblick auf eine einheitliche und harmonische Gestaltung darauf zu ach-
ten, dass bei der Dachneigung, Dachform und Dachdeckung beide Doppelhaushälften gleichartig 
gebaut werden. Die Farbgebung der Dächer ist frei wählbar, allerdings sind Flach- und flachge-
neigte Dächer bis 10° Dachneigung, sofern nicht als Terrassen ausgeprägt mindestens extensiv 
zu begrünen. Dabei ist von einer Substratstärke von mind. 10 cm auszugehen. Dachaufbauten 
und -einschnitte sind nur bei geneigten Dächern ab 30° DN im ersten Dachgeschoss zulässig. 
Darüber hinaus sind aus gestalterischen Gründen weitere Einschränkungen bezüglich deren 
Länge, Höhe und Abständen zur Giebelwand, zur Traufe und zum First festgesetzt.  

Zusätzlich sind bei den Dachaufbauten Festsetzungen bezüglich Solaranlagen und deren Höhe 
und Abstand zum Hausgrund getroffen, wodurch sich diese Anlagen angemessen in die Dach-
landschaft der Umgebung einfügen und gleichzeitig einen hohen Wirkungsgrad bei der Nutzung 
von Sonnenenergie erzielen sollen.  
 

 Werbeanlagen 

Regelungen für Werbeanlagen sind in Wohngebieten, vor allem aber in Mischgebieten unter dem 
Aspekt der Wirkung auf den öffentlichen Raum sehr wichtig, um eine Verunstaltung durch Wer-
bung zu verhindern und trotzdem den Bedürfnissen nach Werbung bei den Gewerbetreibenden 
Rechnung zu tragen. Primär sind Werbeanlagen nur an der Stätte der Leistung zulässig und sie 
dürfen die verkehrlichen Belange nicht beeinträchtigen. Darüber hinaus sind Werbeanlagen auf 
oder innerhalb von Dachflächen, mit wechselndem und bewegtem Licht oder welche in den Au-
ßenbereich wirken unzulässig. Im WA sind Werbeanlagen zudem nur bis zu einer Höhe von ma-
ximal 4,50 m über EFH-Höhe und bis max. 2 m² Fläche an einer Gebäudeseite zulässig. Schließ-
lich ist im MI eine freistehende Werbeanlage pro Grundstück zulässig, welche auf maximal 2 Sei-
ten eine Werbefläche von je 5 m² haben darf. Alternativ dazu sind auch drei Fahnen, jeweils bis 
zu einer Höhe von 7,00 m zulässig. Mit diesen Einschränkungen können einerseits die öffentli-
chen Interessen im Hinblick auf eine vertretbare Wirkung der Werbung auf den öffentlichen Raum 
und andererseits die Freiheiten der Gewerbetreibenden zur Gestaltung von Außenwerbung 
gleichermaßen gewahrt werden. 
 

 Gestaltung von Stellplätzen und Zufahrten 

In Baugebieten stellt die Versiegelungsthematik einen wesentlichen zu berücksichtigenden Fak-
tor für die Eingriffe in den Boden und den damit unter anderem verbundenen Verlust von Was-
serspeicherkapaziät dar. Daher ist es im öffentlichen Interesse die Versiegelungen trotz einer 
gewünschten intensiven Nutzung so gering wie möglich zu halten. Hierfür sind private Verkehrs-, 
Hof- und Parkflächen, die nicht für den LKW-Verkehr bestimmt sind in wasserdurchlässiger 
Bauweise herzustellen.  

 Festsetzungen zur Gestaltung der unbebauten Flächen der Grundstücke  

Grundsätzlich sind alle Geländeveränderungen in den Bauvorlagen im Rahmen eines gemäß 
Ziff. 5.1 des Textteiles geforderten Freiflächengestaltungs- und Pflanzplanes darzustellen. Damit 
sollen die Belange der Öffentlichkeit und von Natur und Umwelt transparent dargestellt und so-
mit besser gewährleistet werden. 

Die Festsetzungen zur Gestaltung der unbebauten Flächen der Grundstücke tragen ebenfalls zu 
einer positiven Gestaltung des Plangebiets unter dem Gesichtspunkt des öffentlichen Interesses 
bei. Dazu sind Festsetzungen zur Begrünung der unbebauten Flächen, zu Aufschüttungen und 
Abgrabungen, zu Stützmauern sowie zu Einfriedigungen getroffen.  

Bei den nicht für die Bebauung bestimmten Flächen spielen ökologische und kleinklimatische 
Faktoren eine Rolle, weshalb diese Flächen zwingend zu begrünen bzw. gärtnerisch anzulegen 
sind. Steinschüttungen oder Schottergärten mit einzelnen standortfremden Pflanzungen sind 
dort nicht zulässig, da dies eine Teilversiegelung der Flächen darstellt und somit weder den öko-
logischen noch den kleinklimatischen Ansprüchen an eine nicht bebaute Fläche entspricht. 

Aufschüttungen und Abgrabungen sind innerhalb des Geltungsbereiches bis zu einer Höhe von 
max. 2,00 m zulässig, sofern sie die Standfestigkeit des Geländes nicht beeinträchtigen. Auf-
grund der relativ steilen Topographie sind Aufschüttungen und Abgrabungen in dieser Höhe 
sinnvoll, um einerseits die Baugrundstücke gut nutzbar zu machen und andererseits das Gelän-
de nicht zu stark zu überformen und einen Erdmassenausgleich im Plangebiet gewährleisten zu 
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können. Ausnahmsweise dürfen für Terrassen bis 30 m² Größe sowie für notwendige Zufahrten 
und Zugänge auch höhere Aufschüttungen zugelassen werden.  

Einfriedungen sind unter Berücksichtigung der Nutzung als Wohn- bzw. als Mischgebiet teilweise 
unter den Aspekten einer gewissen Sicherheit, aber auch in Verbindung mit der Wirkung der Ein-
friedungen auf den öffentlichen Raum entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sowie im Hinblick 
auf die nachbarschaftlichen Belange zu sehen. Daher sind Einfriedungen entlang der öffentli-
chen Verkehrsflächen und dem daran anschließenden Vorgartenbereich nur als einheimische 
Hecken und Laubgehölze bis zu einer Höhe von 80 cm, als Mauern aus Naturstein bis zu einer 
Höhe von 50 cm oder als transparente Holz- oder Stabgitterzäune bis 1,50 m Höhe zulässig. 
Weiterhin sind Einfriedungen von öffentlichen Verkehrsflächen um 50 cm abzurücken. Wodurch 
für die Bauherren zum einen eine gewisse Einfriedung der Vorgärten ermöglicht wird, gleichzei-
tig aber auch der öffentliche Raum durch Einfriedungen nicht zur Schlucht wird und das Ein- und 
Ausfahren aus Grundstückszufahrten gut möglich ist. Zur besseren Durchlässigkeit der Einfrie-
dungen für Kleintiere müssen diese, mit Ausnahme von Mauern, einen Bodenabstand von 10 cm 
aufweisen. Somit können Sicherheitsaspekte mit den Anforderungen einer verträglichen Wirkung 
der Einfriedungen auf den öffentlichen Raum kombiniert werden.  

Unter Berücksichtigung der Topographie sowie der bereits zulässigen Höhen von Aufschüttun-
gen und Abgrabungen sind Stützmauern aus gestalterischen Gründen als selbstständige Bau-
werke nur bis maximal 1,00 m Höhe zulässig und müssen zudem entlang der öffentlichen Ver-
kehrsflächen mindestens 0,50 m Abstand vom Randstein bzw. bei privaten Grünflächen mind. 
50 cm von der Grundstücksgrenze einhalten. Es ist aber möglich Stützbauwerke zu kombinieren, 
sofern der horizontale Abstand zwischen zwei Bauwerken mindestens das 1,5-Fache der jewei-
ligen Höhe betragen muss. In Verbindung mit den möglichen Aufschüttungen und Abgrabungen 
kann somit relativ flexibel auf das bewegte Gelände reagiert werden. Gleichzeitig ist dafür ge-
sorgt, dass die bewegten Erdmassen weitgehend im Plangebiet wieder eingebaut werden.   

 Weiter werden im Textteil noch einige Hinweise zu verschiedenen Themen gegeben, die im 
Rahmen der einzelnen Baugenehmigungsverfahren von Bedeutung sein können, aber im Be-
bauungsplan nicht festgesetzt werden können. Diese sind gemäß den Ausführungen im Textteil 
unter Ziffer 5.0 entsprechend zu beachten. 

  

6.0 BERÜCKSICHTIGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE 

6.1 BELANGE DER UMWELT 

6.1.1 VORBEMERKUNGEN 

 Wie bereits in Kap. 5.1 dargelegt ist ein Verfahren nach § 13a BauGB möglich. Damit kann das 
Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung (Umweltbericht) aufgestellt werden und Ein-
griffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, gelten als im Sinne 
des § 1a Abs.3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Ein Um-
weltbericht sowie eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung sind nicht erforderlich. Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs.6 Nr.7b BauGB genannten Schutzgüter liegen ebenfalls 
nicht vor.  

6.1.2 BESTANDSBEWERTUNG 

 Allgemeines 

 Grundsätzlich wird auf die Bestandsbeschreibung in Kap. 4.0. verwiesen. Die Hofstelle im Be-
reich Kirchbühlstraße sowie die seinerzeit vorgesehenen Erschließungen bestehen in der Um-
gebung sowie teilweise im Gebiet bereits. Die Flächen des Geltungsbereichs werden dabei 
überwiegend durch die ehemalige Hofstelle mit Nebengebäuden und Hofflächen geprägt. Eben-
falls prägend ist die Kirchberg Klinge mit größerem Gehölzbesatz. Die weiteren Flächen für die 
Landwirtschaft werden aktuell als Grünland genutzt, hinsichtlich der Topographie sind diese aber 
nur unter erschwerten Bedingungen zu bewirtschaften. Insgesamt ist aber das Habitatpotenzial 
und damit auch die Artenvielfalt daher als gering einzustufen. Auch in der unmittelbaren Umge-
bung des Plangebiets bestehen nicht viele höherwertige, naturschutzfachlich bedeutsame Struk-
turen, auf die sich die Planung aber auch nicht auswirkt.  

 Im Zuge der Bauleitplanung sind die FFH-Richtlinie unter anderem aber speziell die Arten des 
Anhanges IV, die Vogelschutz-Richtlinie sowie die Bundesartenschutzverordnung zu beachten. 
Dabei sind weiter die besonders und streng geschützten Arten sowie die Arten des Artenschutz-
programm Baden-Württemberg in Verbindung mit § 10 Abs. 2 Ziffer 10 + 11 BNatSchG zu prüfen.  

 Zu den einzelnen Schutzgütern kann Folgendes ausgeführt werden: 
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 Schutzgut Tiere und Pflanzen / Artenschutz 

 Für das vorliegende Bebauungsplan-Verfahren wurde keine artenschutzrechtliche Prüfung 
durchgeführt. Die Strukturen im Plangebiet weisen insgesamt relativ wenige Potenziale an Le-
bensräumen für seltene oder gefährdete Tier- und Pflanzenarten auf. Ein wesentlicher Teil des 
Gebiets ist bereits bebaut oder für eine Bebauung vorgesehen und entsprechend genutzt. Wert-
gebend ist aber die Kirchberg Klinge mit größerem Gehölzbesatz und Gewässerlauf. Für diese 
gilt, dass Eingriffe in den Gehölzbestand zu artenschutzrechtlichen Konflikten führen und ent-
sprechende CEF-Maßnahmen erforderlich würden. Auch in der unmittelbaren Umgebung erge-
ben sich keine negativen Auswirkungen durch die Planung. Dies vor dem Hintergrund, dass das 
Plangebiet bereits allseitig von Bebauung umschlossen und intensiv genutzt ist. Die Empfind-
lichkeit des Schutzguts Tiere / Pflanzen ist bei Erhaltung der Kirchberg Klinge daher als gering 
einzustufen. 
 

 Sonstige Schutzgüter 

 Größere Teile des Plangebiets sind bereits im Bestand als gemischte dörfliche Flächen ausge-
wiesen und entsprechend bebaut und genutzt. Damit einhergehend sind auch schon Eingriffe in 
die Schutzgüter Boden / Fläche, Wasser, Klima / Luft und Landschaftsbild / Naherholung erfolgt. 
Weiterhin werden für diese Schutzgüter wesentliche Strukturen wie der Küblersbach, die Kirch-
berg Klinge und größere Grünflächen im Gebiet erhalten. Die für die neuen Baugrundstücke 
überplanten Bereiche weisen für die genannten Schutzgüter keine nennenswerten Funktionen 
auf und eine Empfindlichkeit gegenüber Störungen ist vor diesem Hintergrund relativ gering.  
 

 Schutzgut Mensch und seine Gesundheit 

 Die vorliegende Planung mit ihren Zielen zur Bereitstellung von Wohnbauflächen und zur Wei-
terentwicklung der ehemaligen Hofstelle in ein Mischgebiet mit Schaffung von Arbeitsplätzen im 
Gemeindegebiet und zur nachhaltigen Nutzung der bereits planungsrechtlich erfassten Bereiche 
hat auf das Schutzgut Mensch und seine Gesundheit durch die Schaffung von Wohnraum und 
Arbeitsplätzen überwiegend positive Auswirkungen. Immissionen durch Lärm, Abgase und Ver-
kehr, die auf das Plangebiet einwirken, sind unter Berücksichtigung der bereits bestehenden 
Nutzung als Dorfgebiet nicht erheblich negativ zu bewerten. Die Empfindlichkeit des Schutzguts 
Mensch und seine Gesundheit ist daher als gering einzustufen. 
 

 Sonstige Schutzgüter und mögliche Wechselwirkungen 

 Als schutzwürdiges Kultur- und Sachgut besteht im Plangebiet der archäologische Prüffall des 
Bodendenkmals „Mittelalterlicher und frühneuzeitlicher Siedlungsbereich Heuchlingen“, welcher 
auf mögliche Funde in diesem Bereich hinweist. Regionalplanerische Belange sind aufgrund der 
Lage im bestehenden bzw. überplanten Siedlungsbereich und der geplanten Nutzung nicht be-
troffen. Wesentliche Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern sind nicht zu erwarten. 
 

6.1.3 KONFLIKTANALYSE 

 Der vorliegende Bebauungsplan der Innenentwicklung kann im Zusammenhang mit seinen in 
Kap. 5 dargelegten Festsetzungen zu geringfügigen Konflikten bei den einzelnen Belangen füh-
ren. Unter Berücksichtigung der Lage im Innenbereich und der bisher zulässigen und realisierten 
Nutzung sind aber keine großen Veränderungen bei den einzelnen Schutzgütern zu erwarten. 
Dabei muss grundsätzlich angeführt werden, dass es unter dem Gesichtspunkt des flächenspa-
renden Bauens und den Zielen des § 1a Abs.2 BauGB sinnvoll ist, vorhandene Potenziale, Flä-
chen und Baulücken einer nachhaltigen Bebaubarkeit und Nutzung zuzuführen. Diesen Zielen 
des öffentlichen Interesses trägt die Planung in vollstem Maße Rechnung. 
 

 Schutzgüter des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

Wie bereits oben ausgeführt sind wesentliche artenschutzrechtliche Konflikte im Plangebiet bei 
Erhaltung der Gehölze an der Kirchberg Klinge nicht zu erwarten. Das Plangebiet, als auch die 
nähere Umgebung sind aufgrund der Lage in Mitten des bestehenden Siedlungsbereiches von 
Heuchlingen mit größtenteils intensiver Nutzung für seltene und i.d.R. störanfällige Arten mit ho-
hen Lebensraumansprüchen wenig geeignet. Daher kann davon ausgegangen werden, dass 
keine besonders oder streng geschützten Tier- und Pflanzenarten durch die Planung mit Erhalt 
der Kirchberg Klinge betroffen sind. Verbotstatbestände nach § 44 (1) BNatSchG können somit 
ausgeschlossen werden.  

 Im Plangebiet sind verschiedene grünordnerische Maßnahmen vorgesehen, die zudem eine ge-
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wisse Durchgrünung des Plangebiets gewährleisten sollen. Dabei sind mittel- bis großkronige 
Laubbäume zur Durchgrünung zu pflanzen. Im Übergang zu den weiteren Siedlungsbereichen 
am Riedweg ist zudem die Anlage einer Obstwiese mit Besatz durch Streuobstbäume und einer 
extensiven Nutzung der Wiese vorgesehen. Auch der Erhalt der Kirchberg Klinge ist planungs-
rechtlich gesichert. Weiterhin sind Maßnahmen zu Dachbegrünungen, zur Gestaltung der unbe-
bauten Flächen der Grundstücke sowie zur Reduzierung des Versiegelungsgrades in der Pla-
nung integriert, die das Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt angemessen berücksichti-
gen. Siehe dazu auch die detaillierten Ausführungen zu den grünordnerischen Maßnahmen in 
Kap. 5.4. 

 Der Boden hat durch seine vielfältigen Funktionen eine zentrale Bedeutung im Ökosystem und 
ist wichtiger Bestandteil unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Grundsätzlich soll daher mit 
Grund und Boden gemäß § 1a Abs.2 BauGB sparsam umgegangen und eine Reduzierung des 
Flächenverbrauchs angestrebt werden.  

Durch die vorliegende Planung ergeben sich gegenüber der bisherigen Planung zweckgebunde-
ne Nachnutzungsmöglichkeiten bereits bestehender Bebauung sowie gewisse Möglichkeiten 
vorhandene Baulücken zu schließen, so dass den Zielen eines sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB vorbildlich Rechnung getragen wird. Ein bereits teilweise 
erschlossener Bereich, der auch planungsrechtlich gesichert ist, kann zukunftsfähig entwickelt 
werden und dadurch können langfristig weitere Bauflächen im Außenbereich vermieden bzw. re-
duziert werden. Die Belange des Bodens werden durch die entsprechenden Maßnahmen und 
Hinweise im Textteil berücksichtigt. Dabei sind Maßnahmen zum Schutz und zur Wiederverwer-
tung des Oberbodens zu treffen. Der Oberboden der zu überbauenden Flächen ist fachgerecht 
abzutragen, zwischenzulagern und möglichst ortsnah (bestenfalls auf dem jeweiligen Baugrund-
stück) wieder einzubauen.  

Beim Schutzgut Wasser ergibt sich im Vergleich zum Bestand durch die Planung eine geringfü-
gige Erhöhung der versiegelten Fläche, wodurch sich der Oberflächenwasserabfluss im Gebiet 
geringfügig, aber ohne Auswirkungen auf andere Siedlungsbereiche, erhöhen wird. Durch eine 
entsprechende Bewirtschaftung des Niederschlagswassers auf Dachflächen bzw. in privaten 
Pufferbehältern, kann aber auch ein Teil des anfallenden Regenwassers nun kontrollierter in die 
Vorfluter bzw. in die Kanalisation abgeleitet werden. Dadurch kann dieses dem Wasserkreislauf 
auch wieder sehr unmittelbar zugeführt werden. In bestehende Gewässer wird nicht eingegriffen. 

Das Schutzgut Klima / Luft erfährt durch die Planung keine wesentliche Verschlechterung, da 
durch die bereits realisierte Bebauung der Umgebung Vorbelastungen vorhanden sind und die 
zu erwartenden negativen Folgen durch Versiegelung im Gebiet sehr gering ausfallen. Durch die 
Maßnahmen zur Förderung der Durchgrünung des Plangebiets wird zudem dazu beigetragen, 
dass das Kleinklima weitgehend erhalten werden kann. Damit können die Belange des Schutz-
gutes Klima und Luft insgesamt berücksichtigt werden.  

Die Belange des Schutzgutes Landschaftsbild und Erholung werden durch die Planung ebenfalls 
nur unwesentlich tangiert. Durch den Bebauungsplan mit dessen Zielen zum Erhalt und zur Ent-
wicklung bestehender dörflicher Gebiete, aber überwiegend gleichbleibenden Gebäudehöhen 
und Kubaturen sowie im Hinblick auf die topographische Situation und die umgebende Bebau-
ung ergeben sich keine erheblich negativen Auswirkungen auf das Landschaftsbild und die Nah-
erholungsfunktionen der Umgebung. Mit Erhaltung der Randeingrünung und der Förderung wei-
terer durchgrünender Elemente erfolgt auch keine nennenswerte Fernwirkung der Anlagen. Da-
mit sind die Belange des Schutzgutes Landschaftsbild und Erholung in der Planung ausreichend 
berücksichtigt.   

Die Belange des Schutzgutes Mensch und seine Gesundheit sind im Bebauungsplan unter Be-
rücksichtigung der Ausweisung als Wohn- und Mischgebiet mit Stärkung von wohnortnahen Ar-
beitsplätzen und Schaffung neuer Baumöglichkeiten berücksichtigt. Mögliche negative Auswir-
kungen von Luftschadstoffen sind hinsichtlich der gut durchlüfteten Lage und der sich nicht ver-
ändernden Verkehrsverhältnisse nicht zu erwarten. Lärmbelastungen spielen im Hinblick auf die 
gewählte Art der baulichen Nutzung sowie ausreichende Abstände zu den nächsten Wohnbe-
bauungen im Plangebiet keine wesentliche Rolle. Weitere Aspekte zum Schutzgut Mensch und 
seine Gesundheit sind nach derzeitigem Stand nicht planungsrelevant. 

 Wechselwirkungen werden durch die Planung nicht hervorgerufen sonstige Belange sind nicht 
planungsrelevant.  

 Damit kann zusammenfassend festgestellt werden, dass die Belange von Natur und Umwelt in 
der Planung berücksichtigt werden konnten und gegenüber der bisherigen rechtsverbindlichen 
Planung aus dem Jahr 1978 keine erheblichen Defizite entstehen. 
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6.2 SONSTIGE BELANGE 

6.2.1 LANDWIRTSCHAFT 

 Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes werden landwirtschaftlich intensiv genutzte Flächen 
in Anspruch genommen. Diese entfallen zukünftig als Produktionsflächen. Im Hinblick auf den 
rechtskräftigen Bebauungsplan, die Aufgabe der landwirtschaftlichen Hofstelle sowie die isolierte 
und topographisch bewegte Lage und die Ausweisungen im Flächennutzungs- und Regionalplan 
war der Flächenentzug aber bereits über längere Zeit absehbar. Insofern sind die Belange der 
Landwirtschaft in der Planung berücksichtigt. Ersatzflächen sind nicht erforderlich.  

  

6.2.2 ALTLASTEN 

 Altlasten bzw. Altablagerungen sind im Plangebiet nicht bekannt. Sollten im Rahmen der Ausfüh-
rung von Bauvorhaben Altlasten oder Altablagerungen bekannt werden, ist die Fachbehörde zu 
informieren. Im Textteil ist dazu unter Ziff. 5.3 ein entsprechender Hinweis eingearbeitet.  

 
 

6.3 MAßNAHMEN 

 Durch die vorliegende Planung sind alle relevanten öffentlichen und privaten Belange, auch des 
Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege berührt und müs-
sen gemäß § 1 Abs.6 in Verbindung mit Abs.7 BauGB berücksichtigt werden. Mit den vorliegen-
den Ausführungen dieser Begründung sowie den Festsetzungen im zeichnerischen und textli-
chen Teil des Bebauungsplanes und der Satzung über örtliche Bauvorschriften wird auf diese Be-
lange eingegangen. 

 Die grünordnerischen Maßnahmen sind in Kap. 5.4 dargestellt. Zusätzlich sind folgende Aspekte 
zu nennen: Minimierung der Bodenbelastungen und des Landschaftsverbrauches durch Flächen 
sparende Entwicklung von Misch- und Wohngebietsflächen unter Berücksichtigung einer zielori-
entierten Nutzung ohne wesentlichen Erschließungsaufwand. 

 Durch die vorgesehenen Maßnahmen können die Belange des Umweltschutzes einschließlich des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege so berücksichtigt werden, dass keine nachhaltigen Be-
einträchtigungen durch die vorliegende Planung erfolgen und die Aspekte des § 13a Abs. 2 Nr. 4 
BauGB erfüllt sind.  

  

7.0 VER- UND ENTSORGUNG, KOSTEN, FOLGEVERFAHREN 

 Im allgemeinen Kanalisationsplan der Gemeinde Heuchlingen ist das Plangebiet enthalten. Ein 
Anschluss an das öffentliche Kanalnetz ist vorhanden, dieser muss allerdings in der Kirchbühl-
straße verlängert werden. Die Versorgung des Plangebietes mit allen erforderlichen Elementen 
der Ver- und Entsorgung wie z.B. Kanal, Wasser, Gas, Strom und Kommunikation kann über die 
bestehenden Leitungen erfolgen, die aber ebenfalls teilweise verlängert werden müssen. 

Der Abzweig der Kirchbühlstraße soll im Zuge der weiteren Planung für die Erschließung von 
drei Bauplätzen an die zukünftige Situation angepasst werden. Dabei wird die Straße einheitlich 
auf eine Breit von 5,00 m hergestellt und es wird eine Wendeanlage mit einem Durchmesser von 
10,00 m als Abschluss der Verkehrsfläche gebaut. 

Um die Bewirtschaftung des anfallenden Regenwassers angemessen zu berücksichtigen müs-
sen auf allen privaten Baugrundstücken Pufferbehälter für die Ableitung der Dachflächenwässer 
vorgesehen werden. Diese Pufferbehälter müssen ein Volumen von mindesten 2 m³ pro 100 m² 
angeschlossene Dachfläche aufweisen und dürfen nur einen permanent offenen Abfluss von 
100 l / s / 100 m² Dachfläche haben. Dadurch können die öffentliche Kanalisation, wie auch die 
umgebenden Vorfluter bei Starkregenereignissen entlastet werden. Zusätzlich sollen diese priva-
ten Pufferbehälter im Mischgebiet möglichst an den Vorfluter Küblersbach angeschlossen wer-
den, um die unverschmutzten Dachwässer unmittelbar dem Wasserkreislauf wieder zuzuführen. 

 Bodenordnende Maßnahmen usw. sind nicht erforderlich. 
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8.0 ZUSAMMENFASSUNG 

 Das Plangebiet des Bebauungsplanes „Häfner, 1. Erweiterung“ liegt innerhalb der Ortslage von 
Heuchlingen im Bereich einer ehemaligen Hofstelle und den umgebenden Abstandsfreiflächen. 
Für das Plangebiet gibt es bereits einen rechtsverbindlichen Bebauungsplan, der dort bisher 
Dorfgebietsflächen sowie Verkehrsflächen und Flächen für die Landwirtschaft ausweist. Durch 
die Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung sind nun aber keine Abstandsflächen mehr erfor-
derlich. Im Hinblick auf die weitere geplante Nutzung ist daher die Anpassung und zeitgemäße 
Weiterentwicklung der Festsetzungen an die Anforderungen einer in Teilen gemischten Nutzung 
und einer teilweisen Wohnnutzung erforderlich. Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 
1,36 ha. Unter Berücksichtigung dieser Aspekte wird der Bebauungsplan als Verfahren der In-
nenentwicklung gemäß § 13a BauGB durchgeführt. 

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlagen für eine nachverdichtete 
Nutzung der Hofstelle im Rahmen eines Mischgebiets sowie die Nutzung der vorhandenen Ver-
kehrsflächen zur Schließung von Baulücken als Allgemeine Wohngebietsflächen. Unter diesen 
Voraussetzungen ist die Aufstellung des Bebauungsplanes mit dem Zweck der Umwandlung der 
bestehenden Flächen für die Landwirtschaft und Dorfgebietsflächen in Misch- und Wohngebiets- 
sowie in private Grünflächen erforderlich. Das Maß der baulichen Nutzung sowie die maximalen 
Gebäudehöhen orientieren sich einerseits am bestehenden Bebauungsplan bzw. der bestehen-
den Bebauung und anderseits an den Ansprüchen für eine moderne Gestaltung von Wohn- und 
Gewerbegebäuden. Dadurch fügt sich die Planung städtebaulich verträglich in die Umgebung 
ein und die Ziele eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden können nachhaltig berück-
sichtigt werden.    

Da durch das geplante Verfahren eine bereits planungsrechtlich gesicherte Fläche nachverdich-
tet wird, kann der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a 
BauGB durchgeführt werden. Ein Umweltbericht mit einer detaillierten Eingriffs- / Ausgleichsbi-
lanzierung ist nicht erforderlich. Maßnahmen zur Berücksichtigung der Belange der Umwelt sind 
im Hinblick auf die Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte sowie aus gestalterischen und 
naturschutzfachlichen Gründen dennoch vorgesehen. Zusammenfassend ergeben sich im Zu-
sammenhang mit den geplanten Maßnahmen für die Belange von Natur und Umwelt keine 
nachhaltigen Beeinträchtigungen. 

Insgesamt soll der vorliegende Bebauungsplan dazu dienen, dass die städtebaulich geordnete 
Entwicklung des Plangebiets und seiner Umgebung weiterhin gewährleistet ist und die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um das bereits teilweise bebaute Plangebiet 
nachhaltig weiter zu entwickeln. Dabei werden neben den planungsrechtlichen Festsetzungen 
auch örtliche Bauvorschriften getroffen, um den Zielen der Planung angemessen Rechnung zu 
tragen.  

 


